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Das Fehlurteil

Der Internationale Strafgerichtshof agierte als verlangerter Arm der NATO.
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Andrej Zgonjanin beschdftigt sich in seinem Buch ,Der
Umgang mit Kriegsverbrechen im ehemaligen
Jugoslawien 1991-1999“ mit der Verantwortung fur
Kriegsverbrechen im jugoslawischen Buirgerkrieg und
der strafrechtlichen Verfolgung. Die Reaktionen der
Generdle auf Kriegsverbrechen stehen im Mittelpunkt
der Betrachtungen, da sie zundchst mit den Taten threr
unterstellten Soldaten konfrontiert waren. Gegenstand
der Untersuchung sind Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit in Vukovar, in
der Krajina und im Kosovo, mithin in erster Linie
Verbrechen der serbisch-jugoslawischen und der
kroatischen Seite. Die Verfolgung von Verstofsen gegen



das humanitdre Volkerrecht hing stark von der
politischen Bereitschaft dazu ab. Der politische Wille
war jedoch nahezu inexistent, um Straftaten juristisch
zu ahnden. Untdtigkeit gegentiber Kriegsverbrechen, so
Zgonjanin, ist ein Zugestdndnis an die eigenen
Soldaten, Morde, Pliinderungen und Brandstiftungen
zu vertben. Deswegen ist die strafrechtliche
Verfolgung von Kriegsverbrechen von Bedeutung, um
die eigenen Militarangehorigen abzuschrecken. Die
wichtigste Quellenbasis des Buches bilden die
Gerichtsprozesse, Urteile und Archivdokumente des
Internationalen Strafgerichtshofes fur das ehemalige
Jugoslawien in Den Haag (ICTY). Aus den
Gerichtsprozessen vor dem ICTY haben sich grofie
Bestdnde mit tausenden Dokumenten, Befehlen und
Berichten angesammelt, die eine Basis fur die
Erforschung der post-jugoslawischen Kriege darstellen
und bislang kaum ausgewertet sind. Rubikon
veroffentlicht exklusiv ein Kapitel aus dem Buch. Die
Quellen und Anmerkungen zu diesem Beitrag
entnehmen Ste bitte der Original-Publikation.

Es wurde verschiedentlich darauf hingewiesen, dass die NATO-
Staaten uber einen hohen Einfluss auf das ICTY verfugen. Der
Einfluss der NATO ist im Ojdani¢-Gerichtsurteil insbesondere an
einer Stelle offenkundig, wo der Bruch zwischen einer seriosen
Betrachtung und einer direkten Parteinahme zugunsten der NATO
deutlich zu erkennen ist. Das Gerichtsurteil stellte an der

betreffenden Passage tiber das JCE folgende Behauptung auf:



»The NATO bombing provided an opportunity to the members of the
joint criminal enterprise — an opportunity for which they had been
waiting and for which they had prepared by moving additional forces
to Kosovo and [...] to deal a heavy blow to the KLA and to displace,
both and without Kosovo, enough Kosovo Albanians to change the
ehtnic balance in Kosovo and maintain control over the province. And
now this could all be done with plausible deniability because it could

be blamed not only upon the KLA, but upon NATO as well.«

Man muss schon zwei Mal lesen, um richtig zu erfassen, was hier
geschrieben steht. Gemafs dem Gericht war fir die serbisch-
jugoslawische Seite ein Krieg gegen die NATO eine ideale
Gelegenheit, auf die MiloSevi¢ sowie Pavkovi¢ nur gewartet und den
Kriegsbeginn scheinbar geradezu herbeigesehnt hatten, da sie in
einem bewaffneten Konflikt gegen die NATO eine grofSe Chance
erkannten. Dieser Gerichtsurteilsstelle zufolge sollen namlich die
Mitglieder des JCE wie Milosevi¢, Pavkovi¢ und Sainovi¢ davon
ausgegangen sein, sie konnten in einem Luftkrieg gegen die NATO
eine andauernde Kontrolle der BRJ tiber das Kosovo erreichen. Der
NATO-Luftkrieg gegen die Bundesrepublik Jugoslawien und Serbien
wurde durch das Gericht umfunktioniert, als ob dieser Krieg im
Interesse der serbisch-jugoslawischen Staatsfiihrung gelegen hitte,
um das JCE auszufiihren und die Kontrolle tiber das Kosovo
sicherzustellen. Eine solche Annahme ist jedoch vollig abwegig,
wenn man das militarische Krafteverhaltnis zwischen der NATO und
der VJ einer naheren Betrachtung unterzieht. Die Luftwaffe und die
Luftabwehr der VJ waren den Luftstreitkraften der NATO deutlich
unterlegen. Die zusatzlichen Truppenverstarkungen der V] wurden
durch das Gericht in der zitierten Passage einseitig als Vorbereitung
zur Durchfiihrung des JCE gewertet, dabei wurde aufSer Acht
gelassen, dass diese Truppenverstarkungen auch in der Absicht
erfolgt sein konnten, eine mogliche Bodenoffensive durch die NATO
abzuwehren. Die NATO-Staaten hatten eigene Truppen in
Mazedonien konzentriert und sprachen seit Monaten

Kriegsdrohungen gegen die BRJ aus. Ojdani¢ erklarte an der



Generalstabssitzung am 11. Marz 1999, es sei nicht sicher, ob die
NATO-Truppen in Mazedonien einer reinen Machtdemonstration
dienten oder fir eine Bodenoffensive ins Kosovo bereitgestellt
wurden. Aber die V] konne auf diese Bedrohung nicht untatig
warten und miisse daher ihre Truppen im Kosovo verstarken, um
auf einen moglichen Einmarsch der NATO reagieren zu konnen.
Angesichts solcher Kriegsdrohungen hatten jedes Land und jeder
professionelle Generalstab die eigenen Truppen verstarkt. Aber
diese Aspekte spielten in der obigen Passage keine Rolle. Ohne die
Kriegsdrohungen der NATO héatten die BRJ und die VJ auf
zusatzliche Truppenverstirkungen womaoglich verzichtet. Auch
nach Beginn des NATO-Luftkrieges am 24. Marz ging der
Generalstab der V] davon aus, dass die nachste Stufe des Krieges
der Einsatz von NATO-Bodentruppen sein dirfte und deswegen
wurden die Streitkrafte der VJ innerhalb des Kosovo zusatzlich
erhoht. Das strategische Ziel des jugoslawischen Generalstabes fir
das Kosovo bestand darin, die UCK zu zerschlagen und zu besiegen,
bevor NATO-Bodentruppen ins Kampfgeschehen eingriffen.-- In
den folgenden Abschnitten wird das Krafteverhaltnis zwischen der
NATO und der VJ analysiert.

Die jugoslawische Luftabwehr befand sich wahrend des Krieges
gegen die NATO in einer aussichtslosen Lage. Die Luftabwehr
verflgte uber insgesamt 99 Einheiten bzw. Batterien, davon waren
12 Einheiten mit dem Luftabwehrsystem »Newa« ausgestattet und
20 Batterien besafsen das Luftabwehrsystem »Kub«. Beide Systeme
verschossen Luftabwehrraketen. Die iibrigen 67 Batterien waren
nicht mit Luftabwehrraketen ausgestattet und konnten lediglich
Ziele in einer Hohe bis zu 3500 Meter bekdmpfen und das auch nur
bei Tag. Nur die Luftabwehr-Einheiten mit den Systemen »Newa«
und »Kub« waren fahig, Ziele iuber 3500 Meter und bei Nacht zu
bekampfen. Flugzeuge der NATO, die auf iiber 5000 Metern flogen,
befanden sich praktisch aufSerhalb der Reichweite der
jugoslawischen Luftabwehrsysteme. Die Luftabwehr wurde

zusatzlich dadurch stark eingeschrankt, dass die Luftabwehr-



Einheiten mit den Typen »Newa« und »Kub« nur knapp 30 Prozent
des Luftraumes der BRJ abdecken konnten. Die meisten Batterien
mit den Systemen »Newa« und »Kub« hatten zudem seit Jahren

keine Luftabwehrraketen in Gefechtsibungen abgefeuert.

Die Luftabwehr der VJ war gegen die NATO nahezu unwirksam und
konnte in 78 Kriegstagen lediglich zwei Kampfflugzeuge der NATO
abschiefSen, namlich eine F-117 und eine F-16. Die Radaranlagen und
Luftabwehrsysteme der VJ waren stark veraltet. Mehr als die Halfte
aller Radaranlagen wiesen eine Betriebszeit von tiber 25 Jahren auf.
Die Radaranlagen hatten insgesamt eine geringe Reichweite, was die
Moglichkeiten der Luftabwehr zusatzlich einschrankte. Die VJ besaf$
keine modernen Versionen der Luftabwehrsysteme »Newa« und
»Kub«, sondern benutzte altere Vorgangermodelle. Die Systeme
»Newa« und »Kub« der VJ waren noch in den 1960er-Jahren
entwickelt worden und befanden sich in Serbien seit 18 bis 25 Jahren
im Dienst. Der amerikanische Luftwaffengeneral Michael Short
hatte am 10. Oktober 1998 einem General der VJ erklart, dass die
NATO die starksten Luftstreitkrafte, die es jemals gab, zur
Verfligung habe und gegentiber der jugoslawischen Luftwaffe sowie
Luftabwehr einen technologischen Vorsprung von 25 bis 30 Jahren
aufweise. General Spasoje Smiljani¢ war seit dem 15. Januar 1999
Befehlshaber der jugoslawischen Luftwaffe sowie Luftabwehr und er
weist darauf hin, dass dies alles Grinde waren, warum jeder in der
VJ einen Krieg gegen die USA und die NATO vermeiden wollte. Die
einzige Sorge der NATO lag darin, dass die VJ in Besitz moderner
russischer Luftabwehrraketen vom Typ S-300 sein konnte. Das war
die grofSte Furcht der westlichen Militarstrategen. Smiljani¢ fihrte
am 18. Marz 1999 das letzte Gesprach mit dem amerikanischen
Militarattaché in Belgrad. Der US-Militarattaché John Pemberton
versuchte dabei, Smiljani¢ iber das Raketensystem S-300
auszuforschen und fragte ihn direkt, ob die jugoslawische Armee S-
300 Luftabwehrraketen zur Disposition habe. Smiljani¢ antwortete
Pemberton: »Wenn Sie uns angreifen, werden Sie es erfahren.« Die
VJ besaf$ jedoch keine S-300 und so blieben die Verluste der NATO



im folgenden Krieg minimal.

Die jugoslawische Luftwaffe war ebenfalls in einem desolaten
Zustand und numerisch der NATO gegentber vollstindig
unterlegen. Die Jagdflugzeuge der Luftwaffe hatten keine Chance,
ein Kampfflugzeug der NATO abzuschiefSen. Die jugoslawische
Luftwaffe zahlte am 24. Marz 1999 57 einsatzfahige Jagdflugzeuge,
davon 47 veraltete MiG-21 und 10 MiG-29. Dagegen setzte die NATO
in ihrem Luftkrieg gegen die BRJ 1040 moderne Flugzeuge ein.
Darunter waren 719 Kampfflugzeuge. Die USA stellten mit 748
Flugzeugen den grofSten Anteil an der Luftstreitmacht der NATO. Es
wurden mindestens 220 F-16, 80 F-18, 60 Tornados, 40 A-10, 18 B-52
und 6 B-2 eingesetzt. Die MiG-21 hatte eine Radarreichweite von 20
Kilometern und die Schussreichweite ihrer Raketen betrug lediglich
10 bis 15 Kilometer. Smiljani¢ besaf$ eine 29-jahrige Flugerfahrung
auf der MiG-21 und er hatte noch als Luftwaffenchef Flige mit der
MiG-21 absolviert. Als ihm am 24. Marz 1999 um 19 Uhr 55 gemeldet
wurde, die NATO habe mit Bombardierungen von Zielen in der
Bundesrepublik Jugoslawien begonnen, verbot er sofort den Einsatz
von MiG-21 Flugzeugen gegen die NATO und erteilte allen MiG-21
ein Flugverbot, da Smiljani¢ ganz genau wusste, wie inferior die

MiG-21 gegentliber den modernen Kampfflugzeugen der NATO war.

Das Einsatzverbot fir alle MiG-21 war auch fir MiloSevic
nachvollziehbar und wurde von ihm gutgeheifsen. Trotz dieser
Vorsichtsmaf$snahme wurden aber 29 MiG-21 von der NATO am
Boden vernichtet. Damit verblieben der jugoslawischen Luftwaffe
zur Abwehr ihres Landes nur 10 MiG-29. Die Radaranlagen der MiG-
29 verflgten uber eine geringe Reichweite und wurden durch
elektronische Stormanover der NATO zusatzlich vermindert bis
nahezu neutralisiert. Die Kampfflugzeuge der NATO konnten ihre
Luft-Luft-Raketen aus 75 bis tiber 100 Kilometern abfeuern,
wahrend die jugoslawischen MiG-29 eine deutlich geringere
Zielreichweite von unter 50 Kilometern aufwiesen. In
Kampfeinsatzen gegen die NATO konnten die MiG-29 der VI keine



einzige Rakete gegen feindliche Kampfjets lancieren und es wurde
kein einziges NATO-Flugzeug von der jugoslawischen Luftwaffe
zerstort. Die Flugzeuge der NATO blieben aufSerhalb der
Zielreichweite der MiG-29 und schossen aus einer Entfernung von
60 bis 80 Kilometern sechs MiG-29 in Luftkdmpfen ab, wahrend
eine MiG-29 in der Luft schwer beschadigt wurde und spater
abstirzte. AufSerdem wurden von der NATO drei MiG-29 am Boden
zerstort. Zusatzlich hat die NATO sechs Attrappen von MiG-29
Kampfflugzeugen vernichtet. Ojdanic¢ erteilte der Luftwaffe am 9.
April 1999 ein Einsatzverbot gegen NATO-Kampfflugzeuge. Die
NATO zerstorte wahrend des Luftkrieges gegen die BRJ insgesamt
79 Kampfflugzeuge, zwei Aufklarungsflugzeuge, sieben
Transportflugzeuge und 26 Schulungsflugzeuge der jugoslawischen
Luftwaffe. Nur acht Kampfflugzeuge der V] wurden in der Luft
abgeschossen, namlich sieben MiG-29 und ein Kampfbomber. Alle
ubrigen Flugzeuge wurden am Boden zerstort. Es war fir die
jugoslawische Luftwaffe nur schwer moglich, ihre Flugzeuge vor
Angriffen der NATO auf den Flughifen zu verbergen und die
wichtigsten Schutzanlagen in Form von armierten Betonanlagen
erwiesen sich als unwirksam gegen Bomben der NATO. Die
Luftwaffe und Luftabwehr der V] waren gegentber der NATO

praktisch wehrlos.

Die Luftwaffenfiihrung der VJ ging davon aus, dass die Luftabwehr
selbst gegen einen schwacheren Gegner als die NATO hochstens 21
Tage einsatzfahig sein konnte. Smiljani¢ orientierte in einem Vortrag
am 12. Februar 1999 MilosSevi¢ und die serbisch-jugoslawische
Staatsfiithrung tiber diesen Sachverhalt und den schlechten
Wartungszustand der Luftwaffe und Luftabwehr der VIJ. Er wies
eingehend auf alle Defizite hin, so z. B. die hohe Empfindlichkeit der
Radaranlagen, die geringe Reichweite der Luftabwehr, den
Ersatzteilmangel und die technologische Unterlegenheit der
jugoslawischen Kampfflugzeuge gegentber der NATO. Abschliefsend
erklarte Smiljani¢, dass die Bundesrepublik Jugoslawien wegen der

geringen militarischen Leistungsfahigkeit ihrer Luftwaffe und



Luftabwehr unbedingt einen Krieg gegen die NATO vermeiden und
der Kosovo-Konflikt auf friedliche Art gelost werden sollte. Das war
auch die Ansicht der gesamten Armeefiihrung. MiloSevi¢ und die
serbisch-jugoslawische Staatsfiihrung wussten also sehr genau, wie
chancenlos die VJ in einem Krieg und insbesondere in einem
Luftkrieg gegen die NATO sein wirde. MiloSevi¢ war auch bekannt,
dass sich die Luftabwehr wahrscheinlich nicht langer als 21 Tage
gegen die NATO behaupten konnte, bevor sie vollstandig
zerschlagen ware und die NATO dann gefahrlos in Hohen von unter
2000 Metern ihre Angriffe hatte fliegen konnen. Dies ware mit
verheerenden Konsequenzen fir die Bodentruppen der VJ im
Kosovo verbunden gewesen und hatte zu hohen Verlusten gefiihrt.
Die serbisch-jugoslawische Luftabwehr blieb jedoch bis zum
Kriegsende intakt und hielt damit Kampfflugzeuge der NATO auf
Distanzen von tber 4000 Metern Lufthohe. Das war aber nicht zu
erwarten gewesen. Smiljanic¢ hatte sich am 24. Marz noch wenige
Minuten vor Angriffsbeginn gefragt, ob es nach dem ersten
Kriegstag tiberhaupt noch eine Luftwaffe und Luftabwehr der VJ
geben wiirde. So grofs war die Achtung des jugoslawischen
Luftwaffenchefs vor den militarischen Fahigkeiten der NATO,
welche der V] hundertfach tiberlegen war, dass er den
Luftstreitkraften der NATO zutraute, die jugoslawische Luftwaffe
und Luftabwehr in einer kurzen Zeitperiode zu vernichten bzw.

auszuschalten.

MiloSevi¢ musste jedenfalls davon ausgehen, dass er hochstens 21
Tage Zeit haben konnte, das JCE in die Tat umzusetzen und danach
die VJ von der NATO zertrimmert wiirde, wodurch alle Resultate
des JCE wieder ruckgangig gemacht worden waren. Es ist daher
nicht plausibel, dass MiloSevi¢ eine solche strategische
Vorgehensweise im Sinn hatte und sich hierbei der Luftangriffe der

NATO bedienen wollte, um das JCE zu realisieren.

Die V] war eine veraltete Armee, die der NATO nichts

entgegenzusetzen hatte und die Souveranitat der BRJ letztlich nicht



schitzen konnte. Die VJ konnte nur versuchen, den NATO-
Luftangriffen auszuweichen und sich moglichst gut zu verbergen,
um die Verluste gering zu halten. Ojdani¢ vertrat die Ansicht, dass
ein Krieg den sicheren Verlust des Kosovo fir Serbien bzw. die BRJ
bedeuten wirde und eine militdrische Losung des Konflikts durch
die BRJ nicht moglich sei. Ojdani¢ wusste natirlich, dass die VJ in
einem Krieg gegen die NATO verlieren wirde und die NATO danach
der serbisch-jugoslawischen Kriegspartei hochstwahrscheinlich
ihren Willen aufzwingen wiirde, das Kosovo verlassen zu missen. In
der Perzeption des Gerichts hingegen war fir die JCE-Mitglieder
der Krieg gegen die NATO ein Mittel bzw. eine Moglichkeit, um die
dauerhafte Kontrolle iiber das Kosovo sicherzustellen, obwohl sich
die VJ mit 10 einsatzfahigen MiG-29 und einer veralteten
Luftabwehr in einer militarisch aussichtslosen Lage befand. Die
Konzeption, wonach MiloSevi¢ und die Mitglieder des JCE die
Bombardierungen der NATO als giinstige Gelegenheit betrachteten
und darauf nur gewartet hatten, erscheint jedoch angesichts der
militarischen Faktoren und der Uberlegenheit der NATO-Staaten
gegenuber der VJ als vollig irrational. Die dauerhafte Vertreibung
von 715.000 albanischen Bewohnern hitte sich in einem Krieg gegen
die NATO-Staaten nur durchsetzen lassen, wenn die VJ fahig
gewesen ware, die NATO in einem Luft- oder Bodenkrieg zu
besiegen. Das war aber nicht der Fall und die jugoslawische Armee
musste am Ende des Krieges im Juni 1999 das Kosovo verlassen,
worauthin alle albanischen Flichtlinge in ihre Heimat
zurickkehrten. Aufgrund der Schwiache der VJ war ein Krieg gegen
die NATO-Staaten kein Mittel, um eine andauernde Kontrolle tiber

das Kosovo zu bewerkstelligen.

Die Befehlshaber der NATO rechneten aufgrund ihrer militarischen
Uberlegenheit ebenfalls mit einem Sieg iiber die BRJ und gingen
davon aus, sie konnten die VJ innerhalb weniger Tage vernichten.
Die zitierte Gerichtspassage ist daher eine unqualifizierte
Beurteilung, die von grofSer militarischer Unkenntnis zeugt und

letztlich einzig dem Zweck dient, die NATO von einer Mitschuld an



den Fliichtlingsbewegungen im Kosovo zu entlasten. Die Verfasser
des Gerichtsurteils haben mit dieser Passage die Ebene einer
seriosen Betrachtung verlassen: Obwohl MiloSevi¢ die Schwiche der
V] bis ins letzte Detail bekannt war, wurde entgegen jeder
militdrischen Logik den Mitgliedern des JCE eine irrationale
strategische Konzeption unterstellt, um die NATO reinzuwaschen
und von jeglicher Schuld an der Fluchtlingskatastrophe
freizusprechen. Diese These wird auch dadurch widerlegt, dass
MiloSevi¢ dem Friedensabkommen mit Ahtisaari zustimmte, was die
Beendigung des NATO-Krieges gegen die BRJ und die Rickkehr der
Flichtlinge bzw. Vertriebenen zur Folge hatte. Falls MiloSevic¢
tatsachlich eine solche Konzeption verfolgt hatte, dann hatte es in
seinem Interesse liegen mussen, dass die NATO ihre Luftangriffe
nicht beendete und er das JCE hatte weiterfiihren konnen. Die
Problematik besteht auch darin, dass MiloSevi¢ im Oktober 1998 die
Stationierung der OSZE-Friedensmission akzeptiert und die BRJ
gegen den Abzug der OSZE-Mission am 20. Marz 1999 protestiert
hatte. Aufserdem hatte Milutinovi¢ der amerikanischen
AufSenministerin Albright in Rambouillet ein Angebot von MiloSevi¢
unterbreitet, dass die USA einen Militarstiitzpunkt im Kosovo
errichten konnten. Die Truppenprasenz der US-Armee sollte dabei
auf das Gebiet des Kosovo beschrankt bleiben. Natirlich sollten bei
diesem Angebot an Albright die VJ sowie die serbische Polizei
weiterhin im Kosovo verbleiben. Die Clinton-Administration ging
aber auf dieses Angebot nicht ein, weil sie einen Regimewechsel in

Serbien erreichen wollte.

Das sind alles Belege, die nahelegen, dass MilosSevi¢ einen Krieg mit
den NATO-Staaten vermeiden wollte und das JCE fir ihn keine
Prioritat hatte. Denn in Anwesenheit der OSZE-Friedensmission
und von US-Truppen, welche die Fihrung der BRJ im Kosovo
akzeptieren wollte, wire eine Vertreibungskampagne
undurchfiihrbar gewesen. An der Generalstabssitzung der VJ am 9.
April 1999 wurde die Beendigung des Krieges ebenfalls als

wichtigstes Staatsinteresse der Bundesrepublik Jugoslawien



formuliert. Diese Ansicht wurde von allen anwesenden Generélen
geteilt, da sich die VJ gegentber der NATO in einem ungleichen
Kampf befand und Friedensverhandlungen die einzige Option boten,
um weitere Zerstorungen der zivilen Infrastruktur und militarischer
Einrichtungen in der BRJ abzuwenden. Die Tatsachen stehen in
Widerspruch zu den Behauptungen des Gerichtsurteils und
sprechen eindeutig dafir, dass die Staats- und Armeefiihrung der
BRJ einen Krieg gegen die NATO nicht als vorteilhaft erachteten. Die
zitierte Gerichtsstelle ist aus militarischer Sicht argumentativ
hochst unlogisch und beweist nur, dass die politischen
Fihrungseliten der NATO-Staaten einen hohen Einfluss auf das
ICTY austiben konnen, um mithilfe des Haager Tribunals jede Schuld

von sich zu weisen und die eigene Kriegfiihrung zu rehabilitieren.

Die besprochene Gerichtspassage ist aber noch in einer anderen
Hinsicht interessant, da man sie als sehr belastend gegen die NATO
interpretieren kann. Auf den ersten Blick ist die Passage ein
Entlastungsversuch zugunsten der NATO, gleichzeitig verbirgt sich
darin ein schwerer Schuldvorwurf gegen die NATO-Staaten. Denn,
falls MiloSevic¢ darauf setzte, die NATO-Luftangriffe abzuwarten, um
diese als ginstige Gelegenheit auszunitzen, das JCE zu beginnen,
dann ist es erstaunlich, warum die NATO nicht fahig war, dies zu
erkennen und ihm diese Chance bot. Die ganze Konzeption von
Milosevi¢ wiére in diesem Fall davon abhangig gewesen, dass die
NATO zunichst die OSZE-Friedensmission abzog und danach den
Luftkrieg gegen die BRJ eroffnete. Solange die OSZE-
Friedensmission im Kosovo prasent war und die NATO ihre
Bombardierungen noch nicht eingeleitet hatte, konnte MiloSevi¢ die
geplante Vertreibungskampagne nicht starten, weil er ohne die
NATO-Luftangriffe die westliche Militarallianz nicht fur die
Flichtlingsbewegungen hatte verantwortlich machen konnen. Wenn
man somit der Logik des Gerichts folgt, hatte Milosevi¢ ohne die
NATO-Bombardierungen auf die Durchfiihrung des JCE verzichtet.
Die zitierte Passage ist damit vor allem ein Beweis, dass die NATO-

Staaten niemals die OSZE-Mission aus dem Kosovo hiatten abziehen



und einen Luftkrieg gegen die BRJ beginnen dirfen. Den Verfassern
ist in ihrem Bestreben, die NATO von jeglicher Schuld an den
Flichtlingsstromen zu entlasten, somit unbeabsichtigt ein
gedanklicher Fehler unterlaufen: Sie haben namlich nicht bemerkt,
dass man aus dieser vermeintlichen Entlastungsstelle gleichzeitig
eine schwere Schuld der NATO-Staaten ableiten kann. Die
Mitglieder des JCE waren dieser Urteilslogik zufolge auf die Mithilfe
der NATO-Staaten angewiesen, denn die wichtigste Voraussetzung

fur die Umsetzung des JCE waren die Bombardierungen der NATO.

Darauf soll der Plan des JCE basiert haben, nimlich den NATO-
Luftangriffen, welche man sich zunutze machen wollte, auch wenn
viele Tatsachen in Widerspruch dazu stehen. Die Verfasser haben
zudem nicht realisiert, dass die VJ bei dieser JCE-Konzeption die
NATO im Luftkrieg hatte besiegen mussen. Dazu ware es
erforderlich gewesen, dass die jugoslawische Luftwaffe und
Luftabwehr der NATO empfindliche Verluste hitten zufiigen
mussen, damit die NATO-Staaten den Luftkrieg beenden und das
Ergebnis des JCE dadurch akzeptiert hitten. Nur unter dieser
Voraussetzung hatte sich das JCE dauerhaft umsetzen lassen. Denn
einzig im Falle eines serbischen Sieges tber die NATO hatten die
Mitglieder des JCE weiterhin die Kontrolle tiber das Kosovo
ausgelbt und somit den 715.000 vertriebenen Menschen dauerhaft
die Ruckkehr verweigern konnen, da die VJ und die serbische Polizei
auf dem Gebiet des Kosovo verblieben waren. Es kann aber
ausgeschlossen werden, dass die Staatsfuhrung der BRJ einen Sieg
der VJ uber die NATO erwartete und somit entfallt zugleich die
Grundlage fur diese JCE-Konzeption des Gerichtsurteils. Der
Abschuss von zwei NATO-Kampfflugzeugen konnte die NATO-
Staaten nicht zwingen, den Luftkrieg gegen die Bundesrepublik
Jugoslawien einzustellen und niemand aus der Staats- und
Armeefithrung der BRJ rechnete mit hohen Abschusszahlen, denn
der Luftabwehr der VJ fehlten moderne Luftabwehrraketen vom Typ
S-300.



Ein weiteres Problem ergibt sich daraus, dass die Mitglieder des JCE
gemafs der zitierten Passage die ethnische Struktur des Kosovo
soweit verindern wollten, um eine dauerhafte Kontrolle
sicherzustellen. Aber aus der damaligen stidserbischen Provinz
waren lediglich 715.000 Menschen albanischer Nationalitat
gefliichtet oder vertrieben worden. Mit der Vertreibung von 715.000
Menschen lief$ sich jedoch die Bevolkerungsstruktur nicht zu
serbischen Gunsten umwandeln, da die verbliebenen Albaner immer
noch knapp eine Million Einwohner zahlten und gegentiber den
etwa 250.000 Serben trotzdem eine deutliche Mehrheit im Kosovo
gebildet hatten. Es ist daher unklar, warum MiloSevi¢ nicht mehr
albanische Bewohner vertreiben liefs. Im Gerichtsurteil findet sich
dazu eine bemerkenswerte Erklarung: Die V] habe zwar viele
albanische Bewohner zum Bleiben aufgefordert und auch albanische
Fliichtlinge in ihre Dorfer zurtickgeschickt, aber dies sei nur
geschehen, damit die VJ nicht allein im Kosovo verblieb, sondern
durch die Anwesenheit von Zivilisten geschiitzt und damit den
Luftangriffen nicht vollig ausgeliefert war. Aus diesem Grund waren
die Befehle von Pavkovi¢ und Lazarevi¢, die Riickkehr der
albanischen Flichtlinge zu forcieren, in Bezug auf die Existenz eines
JCE nicht entlastend gewertet worden. Die Prasenz der
Zivilbevolkerung wurde gemafs Gerichtsurteil von Befehlshabern der
V] als wichtiger Schutz vor den Bombardierungen der NATO
betrachtet und deswegen sei ein grofer Teil der albanischen
Bevolkerung nicht deportiert worden. Das ist ein klares
Eingestandnis, dass die NATO-Luftangriffe keine Gelegenheit sein
konnten, um die Bevolkerungsstruktur fiir eine permanente
Kontrolle zu veriandern, da die Mehrheit der albanischen
Bevolkerung offensichtlich im Kosovo zurtickbleiben musste, um
eine Schutzfunktion fir die VJ zu erfillen. Die zitierte Passage ist
auf diese Erklarungen nicht abgestimmt und bietet zu viele
Angriffspunkte. Daran dndert auch nichts, dass das Gericht zum Ziel
des JCE folgende Einschrankung nachtraglich tatigte:

»the common purpose was to displace a number of them (Kosovo



Albanians) sufficient to tip the demographic balance more toward
ethnic equality and in order to cow the Kosovo Albanians into

submission.«

Eine ethnische Gleichheit lief3 sich aber mit der Vertreibung von
715.000 albanischen Bewohnern nicht herbeifiihren und auch nicht
annaherungsweise erreichen. Die Unterwerfung der
zuruckgebliebenen Kosovo-Albaner ware ebenso nur im Falle eines
serbischen Sieges tiber die NATO moglich gewesen. Es ist allerdings
unrealistisch, dass die Mitglieder des JCE ein solches strategisches
Konzept verfolgten und tatsachlich annahmen, sie konnten in einem
Krieg gegen die NATO 715.000 Menschen deportieren und die

ubrigen, eingeschiichterten albanischen Bewohner beherrschen.

Die zitierte Passage hatte trotz der nachtraglichen Einschrankung
vorsichtiger formuliert werden missen, ohne die Behauptung
aufzustellen, dass die NATO-Luftangriffe fiur die Mitglieder des JCE
die Chance kreierten, durch die Verdnderung der
Bevolkerungsstruktur die Kontrolle tiiber das Kosovo zu behalten.
Das ist eine realitdtsfremde Behauptung, die nicht auf einer soliden
Grundlage beruht und aufgrund der militarischen Faktoren
verworfen werden kann. Das Konzept des JCE, wie es im
Gerichtsurteil entwickelt wurde, ware undurchfihrbar gewesen und
ist nicht logisch tiberlegt. Dieses Konzept wird auch durch die
Tatsachen widerlegt: Der Krieg gegen die NATO endete mit einer
Niederlage der BRJ und die serbisch-jugoslawischen
Sicherheitskrafte mussten das Kosovo verlassen. Trotzdem gelangte
das Gericht zur Einsicht, die Mitglieder des JCE hatten wahrend des
NATO-Luftkrieges gegen die BRJ die dauerhafte Vertreibung von
tber 715.000 Menschen beabsichtigt und sogar fiir moglich erachtet,
obwohl die wichtigste Voraussetzung, um dieses Ziel zu erreichen,
ein Sieg der VJ iiber die NATO gewesen ware. Da die Mitglieder des
JCE wussten, dass die VJ keinen Sieg tiber die NATO erringen
konnte, scheidet aber die Moglichkeit fir eine dauerhafte

Vertreibungsabsicht aus. Es ist offensichtlich, dass die Verfasser des



Gerichtsurteils militdrische Faktoren nicht in ihr JCE-Konzept
einkalkuliert haben. Das Gericht hatte besser argumentieren sollen,
dass das JCE eine temporare Vertreibungsabsicht beinhaltete. Bei
diesem Ausgangsszenario hatte das JCE besser konstruiert werden
konnen, ohne so viele gedankliche Fehler im militdrischen Bereich
aufzuweisen und auch die bisher vorgebrachten Kritikpunkte hatten
sich eher in ein temporares JCE-Konzept bzw. in eine temporare

Vertreibungskampagne integrieren lassen.

Es sind noch weitere Problempunkte vorhanden, welche aus dem
NATO-Luftkrieg resultieren. Die NATO warf in ihrem Luftkrieg mehr
als 22.000 Tonnen Bomben auf das Gebiet der Bundesrepublik
Jugoslawien ab, dabei beschrankten sich die Luftangriffe nicht auf
militarische Ziele. Die NATO bombardierte ebenso die zivile
Infrastruktur, Wirtschaftsbetriebe, Industrieanlagen und
Gesundheitseinrichtungen. 90 Schulen und Krankenhduser wurden
von Bomben der NATO getroffen. Am 2. Mai 1999 setzte die NATO
Graphitbomben gegen die Energieversorgung ein, sodass 70 Prozent
der serbischen Stromversorgung ausfielen. Der finanzielle
Gesamtschaden, der durch die NATO-Zerstorungen in Serbien und
der BRJ entstand, belief sich nach Schatzungen auf 50 bis 100
Milliarden US-Dollar, davon entfielen auf die V] und ihre
militdrischen Einrichtungen jedoch nur 7,7 Milliarden Dollar. Die
NATO-Bomben trafen also vorwiegend zivile Ziele und nicht
legitime militarische Einrichtungen. Die NATO hatte offensichtlich
Miihe, zwischen zivilen und militirischen Zielen zu unterscheiden.
Die V] konnte die NATO nicht daran hindern, Ziele in Serbien und
der BRJ zu bombardieren und war nicht fahig, Schaden
abzuwenden. Die BRJ und Serbien waren den NATO-Luftangriffen
machtlos ausgeliefert. Aufgrund dieser Tatsachen ist es nicht
plausibel, dass die Staatsfihrung der BRJ die Bombardierungen der
NATO als giinstige Gelegenheit betrachtet haben soll. Die NATO
warf zudem 347.000 unprazise Streubomben ab, denen mehr als 200
Menschen zum Opfer fielen, viele von ihnen waren Zivilisten

gewesen. Am 7. Mai hatte die NATO Angriffe gegen die serbische



Stadt Nis geflogen und hierzu Streubombenbehalter eingesetzt. Ein
Teil der Streubomben landete auf dem Marktplatz von NiS und
totete 13 Zivilisten. Das war ein schwerer Verstof$ gegen das
humanitare Volkerrecht, da man beim Abwurf von Streubomben auf
zivile Stadte immer mit Verlusten unter der Zivilbevolkerung

rechnen muss.

Es wird angenommen, dass 2000 bis 3500 Zivilisten durch die
Bombardierungen der NATO getotet wurden. Es handelt sich hierbei
allerdings lediglich um Schatzungen. Gemafs Smiljanic ist nur die
Totung von 500 Zivilisten und die Verwundung von 900
Zivilpersonen durch die NATO-Luftangriffe wirklich gesichert. Das
Gebiet des Kosovo war ebenso intensiven Bombardierungen
ausgesetzt. Bis zum 4. Mai flog die NATO ihre Angriffe auf Ziele im
Kosovo hauptsachlich in der Nacht und ab dem 5. Mai zusatzlich
tagsuber. Dabei setzte die NATO panzerbrechende Bomben mit
abgereichertem Uran ein und verfeuerte insgesamt etwa 10 bis 15
Tonnen Uranmunition auf das Gebiet des Kosovo. Auf das restliche
Territorium der BRJ wurden dagegen nur 1,5 Tonnen Uranmunition
abgeworfen. Mehr als die Halfte aller Todesopfer im Kosovo, welche
durch die NATO-Luftangriffe ums Leben kamen, waren Menschen
albanischer Nationalitit. Das heifst, die NATO totete mit ihren
Luftangriffen im Kosovo primar nicht Soldaten der VJ oder serbische
Polizisten, sondern hauptsachlich albanische Bewohner. Es ist daher
unrealistisch, dass die albanischen Bewohner des Kosovo keine
Angst vor den NATO-Kampfflugzeugen hatten und fast niemand von
ihnen vor den Bombardierungen der NATO gefliichtet sein soll. Von
den 50 albanischen Zeugen im Ojdani¢-Prozess hatte jedoch
niemand die NATO-Luftangriffe fiir Zerstorungen von zivilen
Hausern oder fur Todesfélle unter der Zivilbevolkerung
verantwortlich gemacht. Auch zwei albanische Zeugen, die nach
nachtlichen Luftangriffen auf das Dorf Nogavac geflichtet waren,
hatten vor Gericht behauptet, es sei nicht die NATO gewesen, die
fur diesen Luftangriff verantwortlich gewesen sei. Stattdessen

hatten sie die serbisch-jugoslawische Luftwaffe beschuldigt, den



nachtlichen Luftangriff ausgefihrt zu haben. Beim Luftangriff auf
Nogavac am 2. April 1999 waren 11 Bewohner ums Leben gekommen
und die ubrigen Bewohner verliefSen am nachsten Tag Nogavac, weil
sie Angst vor einem weiteren Angriff hatten. Gemafs den Angaben
von Smiljani¢ war jedoch die jugoslawische Luftwaffe zu keinen
nachtlichen Luftangriffen in der Lage und die verursachten
Zerstorungen im Dorf Nogavac wiesen auf die Benutzung einer
Luft-Boden-Rakete vom Typ HARM-88 hin. Dieser Waffentyp wird
von Luftstreitkraften der NATO eingesetzt. Die Wahrscheinlichkeit
ist somit sehr grof3, dass NATO-Flugzeuge fir den Luftangriff auf
Nogavac verantwortlich waren. Aber offensichtlich hatten die
albanischen Zeugen aus Nogavac eine idealisierte Vorstellung tber
die NATO und sie konnten sich nicht vorstellen, dass NATO-
Kampfflugzeuge ihr Dorf bombardiert und albanische Bewohner mit
Bomben getotet hatten. Das Gerichtsurteil gegen Ojdanic
unterstrich, dass kein einziger albanischer Zeuge die NATO-

Luftangriffe als Fluchtgrund genannt hatte.

Da sich die Richter bei der Bewertung der NATO-Bombardierungen
ausschliefdlich auf die Aussagen albanischer Zeugen abstutzten,
haben sie daraus gefolgert, dass die NATO-Luftangriffe keine
Fluchtursache fiir mehr als 700.000 albanische Bewohner
darstellten, auch wenn sie die Einschrankung tatigten, die NATO-
Bombardierungen und die Aktivititen der UCK héatten die Situation
im Kosovo verkompliziert. Der Dreh- und Angelpunkt des
Gerichtsurteils im Ojdani¢-Prozess besteht aber letztlich darin, dass
die NATO-Luftangriffe keinen Faktor fir die Flichtlingsbewegungen
darstellten. Smiljani¢ wiederum vertritt die Ansicht, dass die
intensiven Angriffe und Bombenabwirfe der NATO den Hauptgrund
fur die Flucht der albanischen Bewohner aus dem Kosovo bildeten.
Die Bewertung von Smiljani¢ geht in dieser starken Form zu weit
und man sollte ihr nicht vorbehaltlos zustimmen, denn die
Kriegsverbrechen von Angehorigen der serbisch-jugoslawischen
Truppen im Kosovo hatten mit Sicherheit die Flucht von einem

grofsen Teil albanischer Bewohner bewirkt, aber dass die NATO-



Luftangriffe fir keine Flichtlingsbewegungen verantwortlich waren
und Flichtlingsstrome nicht ebenfalls ausgeldst haben sollen, ist
unwahrscheinlich. Die meisten NATO-Bomben verfehlten ndmlich
militdrische Ziele innerhalb des Kosovo und diese fehlgeleiteten
Bomben fiihrten vielfach zu Kollateralschaden, indem sie zivile
Hauser zerstorten oder den Tod von Zivilisten verschuldeten. Fur
die Bewohner des Kosovo ging somit eine erhebliche Gefahr vor den
NATO-Luftangriffen aus und es ist schwer vorstellbar, dass
fehlgeleitete NATO-Bomben keinen Fluchtgrund darstellten.
Gleichzeitig kann man ausschliefSen, dass die NATO-Luftangriffe
allein die Flucht von mehr als 715.000 Menschen hatten bewirken
konnen. Denn bereits vor der Ankunft der OSZE-Mission hatte es im
Kosovo 300.000 Flichtlinge gegeben, als die NATO noch gar keine
Luftangriffe flog und die serbisch-jugoslawische Seite gemafs
Gerichtsurteil keine gezielten JCE-Vertreibungskampagnen
durchgefiihrt oder angestrebt hatte. Es miissen verschiedene
Faktoren zur Fluchtlingskatastrophe im Jahr 1999 beigetragen
haben.

Die Bodenkampfe zwischen der V] und der UCK waren vermutlich
ein solcher Faktor, der die Flichtlingskatastrophe im Kosovo
verscharft haben dirfte, da Menschen bzw. Zivilisten vor allen
Formen der Kriegsgewalt flichten, um sich und ihre
Familienangehdrigen aus umkampften Gebieten in Sicherheit zu
bringen. Wahrend der OSZE-Prasenz im Kosovo wurde zudem
sichtbar, dass albanische Zivilisten bereits aus ihren Wohngebieten
flichteten, wenn sie anriickende Einheiten der serbisch-
jugoslawischen Sicherheitskrafte wahrnahmen, um sich vorsorglich
in Sicherheit zu begeben, bevor es zu Kampfhandlungen zwischen
der UCK und serbisch-jugoslawischen Sicherheitskraften kam.
Manche albanische Bewohner verliefSen ihre Dorfer aber auch
bereits nach Ankunft von UCK-Einheiten, »weil man dann mit

Angriffen von jugoslawischer Seite rechnen musste«.

Innerhalb des Kosovo hatten die intensivsten Kdmpfe zwischen der



VJ und der UCK in den ersten zwei Wochen des NATO-Luftkrieges
stattgefunden, danach verlagerte sich das Kampfgeschehen an die
albanisch-kosovarische Grenze. In diesen zwei Wochen hatte die V]
viele Gebiete und Dorfer, die unter Kontrolle der UCK gestanden
hatten, besetzt und es ist unstrittig, dass die Bekampfung der UCK
in diesen zwei Wochen mit einem grofsen Gewalteinsatz verbunden
war. Viele UCK-Soldaten fliichteten daraufhin aus dem Kosovo nach
Albanien und Mazedonien. Die Familienangehorigen von diesen
UCK-Soldaten und die Bewohner der besetzten Dorfer waren haufig
ebenfalls mit ihnen gefliichtet. Es ist auffallig, dass in diesem
Zeitraum die meisten albanischen Bewohner aus dem Kosovo
geflichtet waren oder zu Vertreibungsopfern wurden. Vom 24. Marz
bis 5. April 1999 hatten namlich 613.530 Albaner das Kosovo
verlassen. AufSerdem war ein Teil der albanischen Bewohner
erwiesenermafden von jugoslawischen Soldaten vertrieben worden,
wie es die Zeugenaussagen von drei friheren Soldaten der VI
belegen. Zwei dieser Soldaten hatten zudem ausgesagt, sie hatten
albanische Bewohner auf mindliche Anweisungen ihrer
vorgesetzten Offiziere vertrieben. Alle genannten Faktoren, ndmlich
verlbte Kriegsverbrechen, Luftangriffe der NATO, Flucht vor
Kampfhandlungen aus umkampften Gebieten und direkte
Vertreibungen hatten schlussendlich die Flucht und Vertreibung
von mehr als 700.000 albanischen Bewohnern aus dem Kosovo nach
Mazedonien, Albanien und Montenegro bewirkt. Die Richter des
ICTY haben jedoch insbesondere die Bekampfung der UCK durch
die V] und die Flucht von albanischen Bewohnern aus umkampften
Kriegsgebieten letztlich als gezielte Vertreibung der albanischen
Zivilbevolkerung durch serbisch-jugoslawische Sicherheitskrafte
gewertet. Nur so kann erklart werden, warum Kampfhandlungen
zwischen der UCK und den serbisch-jugoslawischen
Sicherheitskraften im Gerichtsurteil nicht als mogliche

Fluchtursache in Betracht gezogen wurden.

Der NATO-Luftkrieg gegen die Bundesrepublik Jugoslawien hat

gezeigt, dass die territoriale Integritat eines Landes, das tber eine



schwache Armee verfugt, nicht gesichert ist. Smiljani¢ und die
ubrigen Generdale der V] hitten aus diesem Grund eine
diplomatische Losung des Kosovo-Konflikts bevorzugt. Nach
Ansicht von Smiljani¢ war aber eine friedliche Losung nur schwer
moglich, weil die UCK auf eine bewaffnete Intervention der NATO
setzte. So hatte die UCK im Jahr 1998 bei ihren Angriffen und
Aktionen 173 Zivilisten, 115 serbische Polizisten und 37 Soldaten der
V] getotet und 667 Personen verwundet, darunter 403 Polizisten,
106 Soldaten und 158 Zivilisten. Die 173 getoteten Zivilpersonen
waren vorwiegend serbischer oder montenegrinischer Nationalitat,
aber auch vermeintliche albanische Kollaborateure befanden sich
unter den Toten. AufSerdem waren bis zu 300 Menschen von

Mitgliedern der UCK entfuhrt bzw. verschleppt worden.

Die NATO-Staaten hatten ebenfalls eine militarische Option
favorisiert und aus diesem Grund keinen Druck auf die UCK
ausgetibt, sondern sie gewahren lassen. Das Rambouillet-
Abkommen von Mirz 1999 forderte auf dem gesamten Territorium
der BRJ, einschliefSlich ihres Luftraumes und ihrer Gewésser, den
ungehinderten Zugang fir die NATO-Truppen und deren
militarisches Gerat. Mit dieser Forderung war von den politischen
Machthabern aus den NATO-Staaten bewusst eine Hiirde gelegt
worden, damit die serbische Seite dem Abkommen nicht zustimmen
konnte und der Krieg gegen die BRJ unvermeidlich wurde. Die
fuhrenden Mitglieder der UCK waren in der albanischen
Verhandlungsdelegation von Rambouillet ebenfalls vertreten und an
ihnen fihrte in der Entscheidungsfindung kein Weg vorbei. Die
Vertreter der UCK unterzeichneten das Rambouillet-Abkommen,
nachdem sie erkannt hatten, dass das Abkommen fir die serbische
Seite unannehmbar war und die Unterzeichnung den Kriegseintritt
der NATO auf der Seite der UCK zur Folge haben wiirde. Damit
hatte die UCK ihr strategisches Ziel erreicht. Der NATO-Luftkrieg
gegen die BRJ und die Kooperation mit der UCK sollten aus der
Sicht der Clinton-Regierung dabei als Mittel dienen, um einen

Regimewechsel in Serbien zu bewerkstelligen. Mit der Prasenz der



OSZE-Friedensmission und der Bereitschaft der BRJ zur
Stationierung amerikanischer Truppen im Kosovo ware jedoch die
Chance vorhanden gewesen, um den Konflikt friedlich beizulegen,
aber fir eine diplomatische Losung wire es erforderlich gewesen,
dass die NATO-Staaten und insbesondere die Clinton-Regierung
nicht einseitig gegen die serbisch-jugoslawische Seite fixiert
gewesen waren und die UCK ebenfalls zur MafSigung aufgefordert
und ihre Gewaltakte sanktioniert hatten. Aber diese Chance wurde
nicht nur leichtfertig vertan, sondern bewusst hintertrieben. Gemafs
den Angaben des damaligen Vizeprasidenten der parlamentarischen
Versammlung der OSZE, namlich Willy Wimmer, hatten die USA die
OSZE-Friedensmission mit vielen Spionen unterwandert, deren
Aufgabe es war, Zielmarkierungen innerhalb des Kosovo
anzubringen, um der NATO den Luftkrieg gegen die BRJ zu

erleichtern.

Die Verhandlungen in Rambouillet sollten ebenso der
Kriegsvorbereitung bzw. Kriegsrechtfertigung gegen die BRJ dienen
und ein erfolgreicher Abschluss war seitens der Clinton-
Administration nicht wirklich beabsichtigt. AufSerdem liefs der US-
Amerikaner William Walker als Leiter der OSZE-Friedensmission
sogar Berichte der OSZE-Beobachter umschreiben und
manipulieren, um den Druck auf die serbische Seite zu erhéhen und
vermutlich auf diese Weise zugleich die eigenen Verbindeten auf
Kriegskurs gegen die BRJ zu bringen. Die US-Regierung ubte
dadurch einen hochst destruktiven Einfluss auf die OSZE-Mission
aus. Die Konsequenzen dieser Konfrontations- und Kriegspolitik
mussten vor allem die Bewohner des Kosovo aber auch der BRJ
tragen. Im Ojdani¢-Gerichtsurteil wurden dagegen die Rolle der
NATO und die Kriegsdrohungen der NATO-Staaten gegen die
Bundesrepublik Jugoslawien naturgemafs positiv bewertet, obwohl
es sich beim ICTY um ein UN-Tribunal handelt und die UN-Charta
die Androhung von Gewalt gegen andere Staaten eigentlich

untersagt. So stellte das Gerichtsurteil fest:



»the threats of the use of force by NATO should have been eyeopeners
and warnings to the FRY (Federal Republic of Yugoslavia) and Serbian
leadership of the need to seetle the controversy with the Kosovo
Albanians, who were then more than 90 percent of the population, in a

responsible manner and without delay.«

Das Gericht vertrat mit dieser Stellungnahme sehr deutlich die Linie
der NATO und ignorierte dabei das Gewaltverbot der UN-Charta.
Ein friedlicher Ausgleich hing allerdings nicht allein von der BRJ ab,
da die serbische Seite nicht die einzige Konfliktpartei war. Solange
die NATO-Staaten die UCK nicht zur Zurtickhaltung drangten und
die albanische Befreiungsarmee sich Chancen auf ein militarisches
Eingreifen der NATO ausrechnete, war eine friedliche Beilegung
nahezu unmoglich. Aber das Gericht verkehrte diesen Sachverhalt
sogar ins Gegenteil, indem es gegen die serbisch-jugoslawische
Seite zusatzlich den Vorwurf erhob, dass sie den Kampf gegen die
UCK selbst nach dem Oktober-Abkommen zwischen Milosevi¢ und
Holbrooke fortgesetzt habe und damit gegen das
Waffenstillstandsabkommen dieser Vereinbarung verstofSen habe.
Gleichzeitig blieben die Aktivitaten der UCK an der entsprechenden
Stelle des Gerichtsurteils unerwahnt. Der grofSte Problempunkt bei
dieser Wertung besteht darin, dass die Gewalt im November-
Dezember 1998 hauptsiachlich von der UCK ausging, wie selbst ein
NATO-General eingeraumt hatte. Die UCK war ebenso fur die
meisten Gewaltverstofse im Oktober 1998 verantwortlich, wahrend
sich die serbisch-jugoslawische Seite um die Einhaltung des
Oktober-Abkommens bemiihte.

Das Gericht ignorierte damit den Umstand, dass es in erster Linie
die UCK war, die gegen das Waffenstillstandsabkommen verstief$
und ihre Angriffe gegen Einheiten der VJ sowie der serbischen
Polizei nicht beendete. Die UCK verfolgte mit diesen Angriffen das
Ziel, ihre serbisch-jugoslawischen Kriegsgegner in neue
Kampfhandlungen zu verwickeln und somit die Chancen auf eine

NATO-Intervention zu erhohen, nachdem die NATO-Staaten im



Oktober 1998 eine Kriegsdrohung gegen die BRJ ausgesprochen
hatten. Die serbisch-jugoslawischen Truppen erwiderten nattrlich
das Feuer, wenn sie angegriffen wurden und dadurch nahmen die
Kampfe nach dem Oktober-Abkommen kein Ende. Die meisten
Kampfe erfolgten von Oktober 1998 bis zum 20. Marz 1999 nach
vorangegangenen Angriffen der UCK auf serbische Polizisten und in
den anschliefsenden Kampfen setzten beide Seiten Gewalt ein. Da
die serbisch-jugoslawischen Sicherheitskrafte tiber eine grofdere
Feuerkraft verfiigten, setzten sie bei diesen Kampfen mehr Gewalt
ein. Allerdings beschuldigte das Gericht die serbisch-jugoslawischen
Sicherheitskrafte nicht fir einen ibermafSigen Gewalteinsatz nach
vorangegangenen Angriffen der UCK, sondern machte ihnen die
Bekdmfpung der UCK an sich zum Vorwurf, obwohl es fiir die VJ und
die serbische Polizei praktisch kaum moglich war, das
Waffenstillstandsabkommen trotz Angriffen der UCK zu befolgen.
Den Verfassern des Gerichtsurteils ging es darum, die
Kriegsdrohungen der NATO gegen die BRJ positiv zu interpretieren,
um davon abzulenken, dass diese Drohungen die Entwicklung zu
einer Kriegseskalation begunstigt hatten. Die einseitigen
Kriegsdrohungen der NATO-Staaten gegen die BRJ ermutigten
namlich die UCK zu einem provokativen Verhalten, um einen
Kriegseintritt der NATO zu erwirken und waren somit nicht

geeignet, um einen friedlichen Ausgleich zu fordern.

Diese einseitigen Kriegsdrohungen gegen Serbien und die BRJ
offneten damit vor allem der UCK die Augen, wie sie einen
Kriegseintritt der NATO gegen Serbien herbeifiihren konnte. Die
BRJ trug fur das Scheitern der Verhandlungen in Rambouillet nicht
die Hauptverantwortung. Das Ultimatum in Rambouillet sabotierte
eine diplomatische Losung und war fir die Fiihrung der BRJ
hochstens ein klares Indiz, dass die NATO-Staaten einen Krieg
gegen die BRJ anstrebten. Die Forderungen in Rambouillet waren
fur die serbische Seite unannehmbar und entsprachen faktisch einer
uneingeschrankten Kapitulation, wie sie ein Staat nur nach einer

vollstandigen militarischen Niederlage akzeptieren kann. Aber diese



ultimativen Bedingungen blieben im Gerichtsurteil fast unerwahnt
oder wurden heruntergespielt, weil sie den unbedingten Willen der
Clinton-Regierung zum Krieg gegen die BRJ bezeugt hatten und die
NATO-Staaten dann kompromittiert gewesen waren. Der Abzug der
OSZE-Mission erfolgte ebenfalls ohne Zustimmung oder Mitwirkung
durch die BRJ, obwohl die Prasenz der OSZE-Mission eine wichtige
Voraussetzung fur eine friedliche Beilegung gewesen ware. Auch
nach der Ablehnung des Rambouillet-Abkommens durch die BR]
hatte die OSZE-Mission von den NATO-Staaten nicht abgezogen
werden miissen, da sie einen stabilisierenden Faktor darstellte und
die Situation im Kosovo es nicht erforderte, dass durch den
Kriegseintritt der NATO eine neue Stufe der Gewalteskalation
beschritten werden musste. Der Abzug der OSZE-Mission war die
folgenschwerste Entscheidung und hatte entsetzliche
Konsequenzen fir die Bewohner des Kosovo. Die Fragwirdigkeit
dieser Entscheidung und anderer Verhaltensweisen wurde in der
obigen Passage nicht beachtet und so konnten die Kriegsdrohungen

der NATO-Staaten in ein vorteilhaftes Licht gertckt werden.

Der Einfluss und die Handschrift der NATO sind an den
besprochenen Urteilspassagen evident. Die NATO-Staaten stellen
Richter, Anklagevertreter und andere Mitarbeiter beim ICTY und
besitzen dadurch offensichtlich die Moglichkeit, die eigene Rolle im
Kosovo-Konflikt giinstig zu bewerten. Das kann man an den
verklarenden Textstellen des Ojdani¢-Gerichtsurteils zur Rolle der
NATO und der Einschatzung zu den NATO-Luftangriffen durch das
Gericht erkennen. Die NATO-Bombardierungen waren fir die
Bundesrepublik Jugoslawien eine grofse Gefahr und fihrten zu
schweren Zerstorungen, aber die Richter werteten die Luftangriffe
als glinstige Gelegenheit fir die Staatsfithrung der BRJ, obwohl die
Luftabwehr der VJ keine modernen Luftabwehrsysteme besafs und
die BRJ somit den Bombardierungen der NATO schutzlos
ausgeliefert war. Das Fallbeispiel beweist, dass die Richter beim
ICTY sehr stark die Perspektive und Positionen der NATO

ubernehmen. In jedem Fall lassen sich bedeutende



Wirkungsmoglichkeiten der NATO-Staaten auf das UN-Tribunal
ICTY ausmachen. Dies geht soweit, dass sich Reprasentanten der
NATO fiir Verstof3e gegen das humanitare Volkerrecht nicht vor
dem ICTY verantworten mussten. Die Vertreter der NATO-Staaten
mussten nicht einmal beflirchten, dass es zu einer Anklageerhebung
gegen sie kommen konnte, wie dies von Jamie Shea offen

eingeraumt wurde.



Andrej Zgonjanin

DER UMGANG MIT
KRIEGSVERBRECHEN
IM EHEMALIGEN
JUGOSLAWIEN
1991-1999

PRQIVIEDIA edition kritische forschung

Dieser Artikel erschien bereits auf www.rubikon.news.




Andrej Zgonjanin, Jahrgang 1982, studierte Geschichte
und Wirtschaftswissenschaften. Sein
Forschungsinteresse gilt militargeschichtlichen Themen.
Er stammt aus einer jugoslawischen Partisanenfamilie.
Zuletzt veroffentlichte er einen Aufsatz Uiber Henry
Dunants Darstellung der Schlacht von Solferino, der zum
100. Todestag von Dunant in den Appenzellischen
Jahrbichern publiziert wurde. Sein Buch ,,Der Umgang
mit Kriegsverbrechen im ehemaligen Jugoslawien®
erschien im Promedia-Verlag.

Dieses Werk ist unter einer Creative Commons-Lizenz (Namensnennung -
Nicht kommerziell - Keine Bearbeitungen 4.0 International
(https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de)) lizenziert.
Unter Einhaltung der Lizenzbedingungen diirfen Sie es verbreiten und
vervielfaltigen.



https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de

	Das Fehlurteil
	Der Internationale Strafgerichtshof agierte als verlängerter Arm der NATO.


